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Die Bähnler von SBB sowie ZVV und
ihre zugewandten Orte wie Regierungs-
rat, Kantonsrat und diverse Parteien
sollen doch bitte nicht immer so tun, als
müsste das ganze Einzugsgebiet der
sogenannten Tösstallinie auf den Halb-
stundentakt umgestellt werden und hie-
für seien sogar Investitionen in hohen
zweistelligen (und dazu noch unnöti-
gen) Millionenbeträgen erforderlich.

Es kostet keinen Fünfer
Effektiv verfügen jedoch sämtliche

Gemeinden an der Tösstallinie bereits
seit Jahren über den Halbstundentakt,
mit eben einer einzigen Ausnahme,

nämlich der Gemeinde Fischenthal. Die
Fischenthaler werden nun seit Jahren
mit den stündlichen blödsinnigen Wen-
demanövern in Bauma und Wald um
den ihnen unbedingt zustehenden Halb-
stundentakt geprellt.

Die Züge nach einer Stunde durch-
laufen lassen wie eine halbe Stunde zu-
vor und voilà, auch die Fischenthaler
hätten von einem Tag auf den andern
ebenfalls «ihren» sehnlichst gewünsch-
ten und erforderlichen Halbstundentakt.
Kosten würde das auch keinen Fünfer,
die paar heutigen Kreuzungen an den
jeweiligen Bahnhöfen könnten weiter-
hin vorläufig dort stattfinden, die Bähn-

ler könnten dann danach die ihrer Mei-
nung nach erforderlichen Sanierungen
in aller Ruhe, wenn vielleicht aus finan-
ziellen Gründen erforderlich sogar bis
im Jahr 2080, vornehmen.

Fuhrers abschätzige Äusserungen
Obschon sich die Tösstalbahn frei

und ungestört zwischen den Bahnhöfen
Winterthur und Rüti gewissermassen
als Blinddarm bewegen kann, ist sie
dennoch imstande, sich auf Ankunfts-
und Abfahrtszeiten der gängigsten übri-
gen ÖV-Verbindungen einzustellen. In
letzter Zeit hört man auch gelegentlich
etwas von Regierungsrätin Rita Fuhrer

zur Initiative «Halbstundentakt für alle».
Wenn sie sich jedoch nicht mit den Ini-
tianten treffen will, dann sollte sie aber
auch mit abschätzigen Äusserungen zu
diesem Thema etwas sparsamer um-
gehen.

Nun hoffe ich, dass die Stimmbürge-
rinnen und Stimmbürger nicht nur aus
dem Tösstal, sondern aus dem ganzen
Kanton am 17. Mai an der Urne bekun-
den, dass ein Warten auf einen Halb-
stundentakt in den betroffenen Regio-
nen bis 2015 beziehungsweise 2025 oder
sogar bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag
unzumutbar ist.

Kurt Rubli, Steg

Fischenthal braucht den Halbstundentakt

Anliegen zur Förderung des öffent-
lichen Verkehrs ist das Zürcher Stimm-
volk im Allgemeinen wohlwollend be-
gegnet. Dieses Wohlwollen sollte nicht
strapaziert werden, indem Fakten unter-
schlagen oder einseitig dargestellt wer-
den. Der Wortlaut der Initiative ist klar:
Mindestens ein «halbstündliches Ange-
bot im Bahnbetrieb» soll im Gesetz fest-
gelegt werden.

Horrende Folgekosten
Das entspricht einem Intervall von

exakt dreissig Minuten und stellt etwas
anderes dar als beispielsweise «zwei
Züge pro Stunde». Der sogenannte hin-
kende Halbstundentakt, den die Befür-
worter nunmehr als vorläufige Lösung
ins Feld führen, nachdem sie die horren-

den Folgekosten ihres Begehrens reali-
siert haben, würde dem vorgeschlage-
nen Gesetzestext klar widersprechen.

Jeder regelmässige Benutzer eines
bestimmten öffentlichen Verkehrsnetzes
kennt sodann die Möglichkeiten, über
verschiedene Wege zum gewünschten
Ziel zu gelangen. Von Rüti aus fährt
beispielsweise nicht bloss die S26 nach
Winterthur, sondern auch, und dies erst
noch in kürzerer Zeit, die halbstündlich
verkehrende S15/S12. Dieselbe Weg-
strecke bietet sich von Wald aus an, wo-
bei hier der zeitliche Mehrbedarf ganze
zwei Minuten beträgt. Unterschlagen
wird die stündlich mehrfache Bus-
verbindung zwischen Wald und Rüti.
Bekanntlich erfolgt anderswo, für sehr
viele Ortschaften im Kanton, der An-

schluss an den öffentlichen Verkehr aus-
schliesslich durch Busse.

Und eben dort, wo ausschliesslich
Busse verkehren, spricht niemand vom
Halbstundentakt für alle. Es wäre be-
stimmt nicht gerecht und angemessen,
nur gerade den Privilegierten, die an
einer Bahnstrecke wohnen, unbesehen
der Kosten und des Nutzens die Vorzüge
eines durchgehenden halbstündlichen
Anschlusses zu gewähren, die zahlrei-
chen Mitbürger in ländlichen Regionen
mit bloss stündlichen Bushalten aber
schlicht zu vergessen. Ermöglichen wir
daher mit einem Nein zur Initiative ei-
nen sinnvollen Ausbau des öffentlichen
Verkehrs, zu Gunsten möglichst vieler
Mitbürgerinnen und Mitbürger.

Hansjörg Steiner, Schwerzenbach

Eine wenig durchdachte Initiative

Weitere
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Halbstundentakt
setzt falsche Zeichen

Obwohl die Volksinitiative für einen
Halbstundentakt nichts Revolutionäres
will, setzt sie raum- und verkehrspoli-
tisch sowie finanziell falsche Zeichen
und ist daher am 17. Mai an der Urne
abzulehnen. Richtiger und dringlicher
als ein Subito-Halbstundentakt im gan-
zen Kanton – den es im Wesentlichen
bereits gibt – ist der verstärkte Ausbau
des öffentlichen Verkehrs (ÖV) in den
Agglomerationsräumen der Städte Zürich
und Winterthur.

Die stadtnahen Gemeinden sind
untereinander und mit der Kernstadt zu
vernetzen; weitere grenzüberschrei-
tende Stadt- und Strassenbahnen sind
zu realisieren. Nachdem periphere Ge-
biete im Kanton stark vom Ausbau und
von der Fahrplanverdichtung profitier-
ten, muss wieder ein weit grösserer Teil
der ÖV-Investitionen für Bus, Tram und
S-Bahn in den Siedlungsschwerpunkten
realisiert werden.

Weitere Zersiedelung unerwünscht
Damit wirkt man der weiteren Zer-

siedelung und dem Verkehrschaos auf
der Strasse entgegen und wertet die pe-
ripheren Stadträume auf. Das kantonale
Gesamtverkehrskonzept und Agglome-
rationsprogramm sowie die ZVV-Strate-
gie halten fest, die Siedlungsentwick-
lung sei nach dem öffentlichen Verkehr
auszurichten – aber ebenso, dass diese
Entwicklung nach innen erfolgen soll.
Ohne konsequente Raumbewirtschaf-
tung leistet nicht nur ein verfehlter
Strassenbau, sondern auch die S-Bahn
einem enormen Siedlungsdruck am
falschen Ort Vorschub und damit einer
weiteren Zersiedelung.

Und das ist unerwünscht, weil es
nicht nachhaltig ist, also weder sozial,
ökologisch noch ökonomisch zukunfts-
weisend.

Peter Anderegg, SP-Kantonsrat,
Vizepräsident des Vereins

zur Förderung des öffentlichen
Verkehrs im Kanton Zürich, Dübendorf

Alle brauchen
Komplementärmedizin

Da mir bekannt ist, dass seit 1948
kein Arzt mehr den Eid des Hippokrates
leistet, jedoch stattdessen ein Gelöbnis,
ein Versprechen mit einem völlig ande-
ren Wortlaut, unterzeichnet, weiss ich,
was ich abstimmen muss. Im medizini-
schen Fachwörterbuch «Pschyrembel»
kann jede interessierte Person die bei-
den Texte nachlesen und vergleichen.
Der Wortlaut des Gelöbnisses hat leider
sehr wenig mit dem Eid und seiner alt-
hergebrachten hohen Ethik und Moral
des Arztberufs gemeinsam.

Mein persönliches Vertrauen gehört
deshalb ausschliesslich den nachweislich
in Komplementärmedizin bestens aus-
gebildeten und nur mit der entsprechen-
den Lebenseinstellung praktizierenden
Ärztinnen und Ärzten. Mit einem über-
zeugten Ja am 17. Mai ermöglichen wir
auch allen Allgemeinversicherten und
sozial Schwachen, die sich eine diesbe-
zügliche Zusatzversicherung nicht leis-
ten können, sich der segensreichen, bei
fachkundiger Anwendung völlig risiko-
losen und erst noch äusserst preisgüns-
tigen Komplementärmedizin zu bedie-
nen.

Hanspeter Känzig-Schmid, Hinwil

«Gemeinden gegen die Passvorlage»,
Ausgabe vom 9. April

Die Gemeindepräsidenten des Be-
zirks Hinwil lehnen die Einführung des
biometrischen Passes ab. Grund sei die
zentralistische Lösung, nach welcher
nicht mehr wie bisher ein Pass in der
Wohngemeinde, sondern nur noch in
Zürich und Winterthur beantragt wer-
den kann. Dies führe wegen zusätz-
licher Reisekosten und Absenzen am
Arbeitsplatz zu Mehrkosten.

Dieser Teil der Rechnung stimmt,
und es ist tatsächlich nicht nachvoll-
ziehbar, weshalb die bisherige dezen-
trale Lösung aufgegeben wird. Aller-
dings: Dieser Trend ist nicht neu, wie
die Zentralisierungen in den Bereichen

Zivilstands- und Betreibungsämter zei-
gen, wohl schon bald gefolgt vom Be-
reich Vormundschaftswesen. Die Ge-
meinden wehren sich offenbar erst,
wenn es schon zu spät ist.

Den zweiten Teil ihrer Rechnung las-
sen die Gemeindepräsidenten aber weg:
Es dürfte in Anbetracht der selbstherr-
lichen Politik der USA klar sein, dass
diese die bisherige Visa-Freiheit gegen-
über Schweizern streichen, wenn kein
biometrischer Pass vorliegt. Und wenn
die USA die Visa-Freiheit streichen, wer-
den ohne Zweifel auch andere ausser-
europäische Länder diesem Beispiel
folgen. Die Folgen sind kostspielige Be-
mühungen, um das dann notwendige
Visum zu erhalten. So verlangen zum

Beispiel die USA bei einem Visum-An-
trag das persönliche Erscheinen nach
Voranmeldung und Zeitpunktbestäti-
gung bei der Konsularabteilung der Bot-
schaft in Bern – womit zusätzlich zu
teilweise recht happigen Visa-Kosten die
Reise- und Absenzkosten um einiges hö-
her sind als bei der Reise nach Zürich
oder Winterthur, ganz abgesehen von
Terminproblemen.

Gesamthaft dürfte damit bei einem
Nein die Rechnung zu Lasten des betrof-
fenen Bürgers noch schlechter ausfal-
len. Im Interesse der persönlichen Mobi-
lität und der Wirtschaft sollten wir des-
halb das kleinere Übel wählen und der
Einführung des biometrischen Passes
zustimmen. Hans Graf, Grüningen

Biometrische Pässe sind das kleinere Übel

Keinen Blankocheck
für den Gemeinderat

Mit der zur Abstimmung kommen-
den Gemeindeordnung soll der Gemein-
derat Illnau-Effretikon unbeschränkte
finanzielle Kompetenzen in Grundstücks-
geschäften ohne jedes Mitspracherecht
(Referendumsrecht) der Stimmbürger
erhalten. Ein wohl einmaliges Unterfan-
gen! Selbst in Zürich, Bülach, Winter-
thur, Dietikon und Schlieren sind ab
einem bestimmten Betrag Referenden
möglich und teilweise ab einem be-
stimmten Betrag sogar zwingend vorge-
schrieben. In Illnau-Effretikon soll der
Gemeinderat nun in Grundstücksge-
schäften einen Blankocheck erhalten.

Traut der Gemeinderat dem Volk
nicht, dass er alle Kompetenzen für sich
beansprucht und selbst (aufwendige)
fakultative Referenden ausschliesst? Der
demokratische Grundsatz «Das Volk hat
immer recht!» wird so ausgehebelt. Bei
den heutigen Mehrheitsverhältnissen im
Gemeinderat von Illnau-Effretikon sind
auch fragliche Grundstücksgeschäfte
einfach durchzubringen. Schon heute
wird auf die «notwendige» Handlungs-
freiheit des Gemeinderats beim Projekt
«Zentrumsaufwertung Effretikon» hin-
gewiesen. Entwicklung ohne die Mit-
sprache des Volks? Trotz den vielen
guten, neuen Elementen des Entwurfs
muss zur Gemeindeordnung ein Nein in
die Urne gelegt werden.

Martin Gertsch, SVP-Gemeinderat/
-Fraktionschef, Illnau-Effretikon

Das Walder Volk will
diesen Turm nicht
«Anwohner stehen quer in der
Landschaft», Ausgabe vom 28. April

Ich möchte Jürg Altherr darauf auf-
merksam machen, dass es nicht mehr
darum geht, ob wir, die Anwohner, den
Turm wollen oder nicht oder beurteilen
können, ob der Turm in die Hueb passt
oder nicht.

Vielmehr geht es darum, dass der
Turm an der Gemeindeversammlung
vom 23. September 2008 vom Souverän
ganz klar abgelehnt wurde. Und somit
gibt es auf der Hueb keinen Turm, weder
einen stehenden noch einen liegenden,
und an dem halten wir Walder fest.

Der Turm sei exklusiv für die Hueb
konzipiert. Stimmt nicht: Denn geplant
war ein spindelähnliches Gebilde, das
Herr Altherr uns Anwohnern sowie wei-
teren Interessierten bei der Vorstellung
des Umbauprojekts «Fabrik» als Muster
gezeigt hat und das auch auf der grossen
Werbetafel vor der Fabrik zu sehen ist.
Die Pläne des nun so umstrittenen Turms
(siloähnliches Gebilde) habe er schon
seit zwanzig Jahren in der Schublade, so
Jürg Altherr auf unsere Frage, warum er
den Spindelturm nicht gebaut habe.

Ich gebe zu, dass ich ein Kunst-
banause bin, denn die einzige Kunst, die
ich an dem turmartigen Gebilde sehe,
ist, dass jemand gefunden wird, der den
Turm kauft.

Madeleine Schuler, Hueb

Informativer Artikel
über Pilgerherberge
«Küche und Bad mit Pilgern teilen»,
Ausgabe vom 17. April

Überaus gut gefallen haben mir Bild
und Text des Artikels über die Pilgerher-
berge der Familie Gafner in Steg. Meine
Mutter, geboren 1897 in Lipperschwendi,
trug als Ledige den Namen Reiser. Sie
erzählte, dass ein Vorfahre über den
Schwabenweg am Hörnli vorbei ins
Tösstal gelangt sei. Jener Wanderer
habe sich unterwegs in ein Mädchen
verguckt und sei nicht weitergezogen.
Stammt vielleicht auch der an der Töss
und der Jona verbreitete Name Hess von
einem Deutschen aus Hessen?

Was die Berichterstatterin Mirjam
Fisch-Köhler über die Gafners, den
Hauswirtschaftslehrer Jörg aus Fried-
richshafen und die Frömmigkeit der Pil-
ger sowie ihrer Beherberger erzählt, ist
informativ. Selber nahm ich den Pfad –
wohl aus Bequemlichkeit – nie unter die
Füsse. Aber aus mündlichen Zeugnissen
von Freunden und durch ernsthafte und
lockere Buchreportagen, zum Beispiel
von Carmen Rohrbach oder Hape Kerke-
ling, weiss ich, was und wer einem be-
gegnen kann, was man erwarten und er-
fahren kann. Und dass man Gott und
sich selber unverkrampft und ganz ver-
schieden kennen lernen darf. Viele Wege
führen nach Rom und nach Santiago de
Compostela. Das Foto der fröhlichen
Leute in Steg und der Text dazu vermit-
teln, wie man, ohne zu eifern und ohne
viele Worte zu verlieren, Glauben lebt.

Karl Frey, Wetzikon

Krankheitskosten
werden weiter steigen
Zum Leserbrief «Sind die Schweizer
dran, Verstand zu verlieren?»,
Ausgabe vom 17. April

Leider kann auch Andreas Koch als
Freidenker nicht umfassend denken.
Sonst wäre er sich bewusst, dass ausge-
rechnet im 20. Jahrhundert wegen der
Errungenschaften der wissenschaftlichen
Aufklärung und ihrer technischen Um-
setzung weltweit am meisten Menschen
durch Kriege und Machtkämpfe starben,
unzählige Millionen. Kein Kriegsherr
war Christ. Der von Freidenkern atta-
ckierte christliche Glaube basiert auf
der Existenz Gottes und der Liebe zu
den Mitmenschen. Warum ausgerech-
net der für uns Menschen nicht greif-
bare Gott angegriffen wird, ist mir
schleierhaft.

Rund 6,7 Milliarden Menschen leben
auf der Erde, und jeder tickt anders und
glaubt anders. Auch die Komplementär-
medizin basiert auf Glauben. Erfolge
lassen sich nicht wissenschaftlich be-
weisen. Doch eines ist sicher: Sind die
Behandlungen von den Krankenkassen
zu bezahlen, steigen die Prämien. Die
Krankenkassenprämien sind bei vielen
Familien jetzt schon höher als die Steu-
ern und werden, wie Arztbehandlun-
gen, teilweise nicht bezahlt. Doch ver-
gessen wir nicht, dank den wissen-
schaftlichen Erkenntnissen sind die
Krankheitskosten enorm gestiegen und
werden – die wissenschaftlichen Er-
kenntnisse seien gelobt – noch weiter
steigen. Adolf Meier, Wermatswil

Bundesgericht
bevormundet Rütner
«Lausanne diktiert, was für Rüti gut
sein soll», Ausgabe vom 24. April

An der Gemeindeversammlung vom
6. Juni 2006 hat der Souverän einem pri-
vaten Gestaltungsplan für eine neue
Überbauung mit einem Hochhaus im
Stadtzentrum von Rüti zugestimmt. Ein
Rekurrent – oder besser gesagt ein findi-
ger Anwalt – hat es nun fertiggebracht,
dass das Bundesgericht den demokra-
tisch gefällten Entscheid der Gemeinde-
versammlung als rechtswidrig taxiert.
Das Bundesgericht bevormundet das
Rütner Stimmvolk. Ist der Stimmbürger
nicht mehr befähigt, über Geschehnisse
im eigenen Dorf zu entscheiden?

Martin Suter, Rüti

1. Mai ist nicht nur
Demo und Chaoten
«‹Feier› im Zeichen der Krise»,
Ausgabe vom 2. Mai

Der ZO/AvU, der 1. Mai und die Be-
richterstattung dazu haben mich als
Abonnent sehr enttäuscht, wenn nicht
gar zornig gemacht. Ich bekenne mich
hier als langjähriges Gewerkschafts-
mitglied, um meinen Standpunkt un-
missverständlich darzulegen.

Leser sind nicht sensationsgeil
Dass man von Zürich berichtet, ohne

Fotos von dem eindrücklichen Umzug
und der Veranstaltung auf dem Bürkli-
platz zu zeigen, wäre schon fast nicht
tolerierbar gewesen. Dass man aber mit
Grossfotos von den Chaoten aufwartet
und darüber das Naheliegendste klein-
macht, nämlich die Berichterstattung
über Ereignisse vor der eigenen Haustür,
das ist nicht nachvollziehbar. Ich glaube
nicht, dass die Leser im Zürcher Ober-
land so sensationsgeil sind und deshalb
auf eine angemessene Berichterstattung
aus ihrer näheren und weiteren Umge-
bung verzichten möchten.

Doch der 1. Mai ist und bleibt ein
Protesttag. Die Beteiligungen an den
verschiedenen Kundgebungen machen
uns Hoffnung, dass die sozialen Pro-
bleme, die absehbar sind, den Stimm-
bürgern bewusst werden.

Nun stehen die nächsten politischen
Weichenstellungen an. Die Wähler soll-
ten ihren Protest bis dahin nicht verges-
sen!

Manfred Glufke, Rüti


